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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Ägypten

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Ägypten,

– unter Hinweis auf die Debatte über die Lage im Mittelmeerraum, insbesondere in 
Tunesien und Ägypten, die am 1. Februar 2011 in der Plenarsitzung des Europäischen 
Parlaments stattfand,

– unter Hinweis auf die Erklärung des Europäischen Rates vom 4. Februar 2011 zu Ägypten 
und zu der Lage in der Region,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 31. Januar 2011zu Ägypten,

– unter Hinweis auf die Erklärung des Präsidenten des Europäischen Rates, Herman Van 
Rompuy, vom 21. Januar 2011 zur Lage in Ägypten, 

– unter Hinweis auf die Erklärung der HV/VP der EU, Catherine Ashton, vom 4. Februar, 3. 
Februar, 28. Januar und 27. Januar zu Ägypten sowie unter Hinweis darauf, dass am 6. 
Dezember 2010 Wahlen zur ägyptischen Volksversammlung stattgefunden haben,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Ägypten für die Europäische Union ein Schlüsselpartner im Nahen 
Osten ist; unter Hinweis darauf, dass die Europäische Union zur Entstehung eines 
demokratischen, wohlhabenden und stabilen Ägypten beitragen sollte, indem es die 
Erneuerung des Landes fördert und unterstützt,

B. unter Hinweis darauf, dass bei den Demonstrationen in Ägypten und in anderen 
arabischen Ländern, bei denen die Forderung nach einem politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Wandel erhoben wurde, der jetzt erfolgen muss, das starke Bestreben der 
Bevölkerung nach wirklicher Demokratie und besseren sozialen Bedingungen deutlich 
geworden ist,

C. unter Hinweis darauf, dass bei den Demonstrationen in Ägypten Hunderte von Menschen 
getötet und eine noch größere Zahl von Menschen verletzt und inhaftiert wurde,

D. in der Erwägung, dass die Armee auf verantwortungsbewusste Weise reagiert und davon 
abgesehen hat, Gewalt gegen die Demonstranten einzusetzen und in die laufenden 
politischen Entwicklungen einzugreifen; in der Erwägung, dass die ursprünglich 
friedlichen Proteste zunehmend gewalttätiger geworden sind, als die Demonstranten von 
bewaffneten Einzelpersonen angegriffen wurden und die Polizei Tränengas, 
Gummigeschosse und Wasserwerfer einsetzte,

E. in der Erwägung, dass ein Wandel in Ägypten einen sofortigen, ernsthaften und offenen 
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Dialog unter Teilnahme aller demokratische, politischen und sozialen Kräfte sowie der 
Zivilgesellschaft erfordert, und dass dieser Dialog zügige, konkrete und entschlossene 
Maßnahmen bewirken muss, die auf die Durchführung wirklicher und signifikanter 
Reformen abzielen,

F. in der Erwägung, dass die Demonstrationen in Ägypten und in anderen arabischen 
Ländern zeigen, dass autoritäre Regime und ein fundamentalistischer Extremismus nicht 
die einzigen politischen Alternativen in der arabischen Welt sind,

G. in der Erwägung, dass das Streben nach Stabilität in den letzten Jahren oftmals die Werte 
der Demokratie, der sozialen Gerechtigkeit und der Menschenrechte in den Beziehungen 
der EU zu ihren südlichen Nachbarn überschattet hat; in der Erwägung, dass die 
Menschenrechtsklauseln in Assoziierungsabkommen durch einen Mechanismus zur 
Überwachung ihrer Umsetzung abgestützt werden müssen;

H. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament wiederholt die Aufhebung des 
Ausnahmezustands, der seit 1981 in Kraft ist, sowie die Stärkung der Demokratie und die 
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Ägypten gefordert hat,

I. in der Erwägung, dass der Rat in seinen Schlussfolgerungen vom 31. Januar 2011 bestätigt 
hat, dass sich die EU engagiert, den Prozess der Transformation in Ägypten mithilfe einer 
Partnerschaft zu begleiten, in deren Zuge die bestehenden Instrumente zur Unterstützung 
politischer, wirtschaftlicher und sozialer Reformen mobilisiert, erneuert und angepasst 
werden, und außerdem bekräftigt hat, dass die EU bereit ist, dem ägyptischen Volk unter 
Berücksichtigung der weiteren Entwicklungen Hilfestellung bei diesem 
Umwandlungsprozess zu leisten,

J. in der Erwägung, dass der Europäische Rat in seiner Erklärung vom 4. Januar 2001 zu 
Ägypten und zu der Lage in der Region bekräftigt hat, dass die EU entschlossen ist, den 
Umwandlungsprozess in der Region uneingeschränkt zu unterstützten mit dem Ziel, eine 
demokratische Regierungsform, Pluralismus, verbesserte Chancen für wirtschaftlichen 
Wohlstand und soziale Integration zu verwirklich und die regionale Stabilität zu stärken,

1. unterstützt mit Nachdruck die legitimen demokratischen Bestrebungen und die Forderung 
nach besseren sozialen Bedingungen, die die Bevölkerung in Ägypten und in anderen 
arabischen Ländern zum Ausdruck gebracht hat; bekundet seine Solidarität mit den 
friedlichen Demonstranten und würdigt ihren Mut und ihre Entschlossenheit; bekundet 
ferner seine Unterstützung für die Forderung nach Rücktritt von Präsident Hosni Mubarak 
und ist der Auffassung, dass sein rechtzeitiger Rücktritt den politischen Übergang 
erleichtern sollte fordert die ägyptischen Regeierungsstellen auf, einen friedlichen 
Übergang zu einer wirklichen Demokratie sicherzustellen;

2. fordert einen beschleunigten politischen Übergang, in den alle demokratisch orientierten 
politischen und sozialen Kräfte und die Zivilgesellschaft eingebunden werden mit dem 
Ziel, den Weg für die Revision der Verfassung und des Wahlgesetzes, freie und faire 
Wahlen und die Schaffung einer wirklichen Demokratie in Ägypten zu ebnen;

3. bedauert zutiefst die hohe Zahl der Getöteten und die große Zahl von Verletzten während 
der Demonstrationen; bekundet den Familienangehörigen der Opfer sein Beileid und seine 
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Solidarität; verurteilt den Einsatz von Gewalt durch die Polizeikräfte und das gewaltsame 
Vorgehen bewaffneter Einzelpersonen;

4. erinnert die ägyptischen Regierungsstellen und die Sicherheitskräfte an ihre 
Verpflichtung, die Sicherheit aller Bürger und ihres Eigentums zu gewährleisten und auch 
das kulturelle Erbe zu schützen, und fordert sie auf, alles in ihren Kräften stehende zu 
unternehmen, um weiterer Gewalt gegen friedliche Demonstranten vorzubeugen; stellt 
fest, dass die ägyptische Armee vom Einsatz von Gewalt gegen die Demonstranten und 
von einer Einmischung in die laufenden politischen Entwicklungen abgesehen hat; 

5. fordert die ägyptischen Regierungsstellen auf, unverzüglich alle friedlichen 
Demonstranten, die sich in Haft befinden, freizulassen und sämtliche 
Kommunikationsnetze – einschließlich des Internet – unverzüglich und uneingeschränkt 
wiederherzustellen; fordert die von den ägyptischen Regierungsstellen gegen die 
Kommunikationsnetze und sozialen Medien verhängte Zensur sowie die gegen 
Journalisten und Menschenrechtsaktivisten gerichtete Aggression und Einschüchterung;

6. bedauert die Reaktion einiger europäischer Dienstleistungserbringer im Bereich der 
mobilen Kommunikation und des Internet auf die jüngsten Ereignisse in Ägypten und 
fordert, dass man aus dieser Erfahrung Lehren zieht; 

7. unterstreicht erneut die Bedeutung einer Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, einer 
verantwortlichen Regierungsführung, der Bekämpfung der Korruption und der Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten ein Ägypten – unter besonderer 
Berücksichtigung der Gewissens-, Religions- und Gedankenfreiheit, der Meinungsfreiheit, 
der Freiheit der Presse und der Medien, der Vereinigungsfreiheit, der Rechte der Frauen 
und der Gleichstellung der Geschlechter, des Schutzes von Minderheiten und der 
Bekämpfung von Diskriminierung auf Grund der sexuellen Ausrichtung; bekräftigt seine 
Forderung nach Aufhebung des Ausnahmezustands in Ägypten;

8. betont die Bedeutung einer beträchtlichen Beschleunigung der wirtschaftlichen und 
sozialen Reformen in Ägypten, da Frieden, wirtschaftliche Entwicklung in Ägypten und 
ein höherer Lebensstandard wichtig für die politische und soziale Stabilität im Land sind; 

9. fordert eine beträchtliche und effiziente Unterstützung der EU für den demokratischen 
Wandel sowie für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Ägypten und in anderen 
betroffenen südlichen Nachbarländern, indem die bestehenden EU-Instrumente zur 
Unterstützung politischer, wirtschaftlicher und sozialer Reformen zügig mobilisiert, 
überarbeitet und anpasst werden und die Zusammenarbeit mit den Organisationen der 
Zivilgesellschaft weiter gestärkt wird;

10. unterstreicht, dass die laufende strategische Überprüfung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik sowie die weitere Ausgestaltung der Beziehungen der EU zu den 
südlichen Nachbarn die gegenwärtigen Entwicklungen in der Region uneingeschränkt 
berücksichtigen und widerspiegeln müssen; betont ferner, dass bei der Überprüfung der 
ENP ein Katalog von vorrangigen Kriterien in Bezug auf politischen Pluralismus, die 
Bekämpfung von Korruption, die Unabhängigkeit der Justiz, die Menschenrechte und die 
Grundfreiheiten sowie die Freiheit der Presse und der Medien aufgestellt werden muss; ist 
der Auffassung, dass die Union für das Mittelmeer in diesem Sinne neu belebt werden 
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muss; 

11. fordert die Hohe Vertreterin auf, die Einsetzung einer Task-Force unter Mitwirkung des 
Europäischen Parlaments als Reaktion auf die von den Akteuren für den demokratischen 
Wandel erhobene Forderung nach Begleitung des demokratischen Übergangsprozesses, 
insbesondere was freie und demokratische Wahlen und den Institutionenaufbau 
einschließlich einer unabhängigen Justiz betrifft, zu unterstützen; fordert die HV/VP auf, 
den demokratischen Transformationenprozess auch dadurch zu unterstützen, indem sie zu 
den kommenden Wahlen eine Wahlbeobachtungsmission entsendet; 

12. unterstreicht, dass die Ereignisse in Ägypten und in den anderen Ländern in der Region 
erneut die dringliche Notwendigkeit unterstreichen, ehrgeizigere und effizientere Politiken 
und Instrumente zu entwickeln und ihre Abstützung mit Haushaltsmitteln zu verstärken 
mit dem Ziel, die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Reformen in den südlichen 
Nachbarländern der EU zu ermutigen und zu unterstützen;

13. fordert Ägypten mit Nachdruck auf, sich weiterhin bei den Bemühungen um einen 
dauerhaften Frieden im Nahmen Osten unter besonderer Berücksichtigung des israelisch-
palästinensischen Konflikts und der palästinensischen Wideraussöhnung zu engagieren 
und dabei eine aktive und konstruktive Rolle zu übernehmen;

14. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, der Hohen 
Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik/Vizepräsidentin der Kommission, 
dem Rat, der Europäischen Kommission, den Parlamenten und Regierungen der 
Mitgliedstaaten sowie dem Parlament und der Regierung Ägyptens zu übermitteln.


